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Behörden und Stellen     

1 1 Regierung von Mittelfranken x    

2  Regionaler Planungsverband Westmittelfranken x    

3  Landratsamt Ansbach  x   

4  Staatliches Gesundheitsamt     

5  Staatliches Bauamt Ansbach   x  

6  Vermessungsamt Ansbach     

7  Wasserwirtschaftsamt Ansbach  x x  

8  Amt für ländliche Entwicklung   x  

9  Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Ansbach  x   

10  Bayerischer Bauernverband  x   

11  Landschaftspflegeverband Mittelfranken     

12  Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege  x   

13  
Zweckverband zur Wasserversorgung der Reckenberg-
Gruppe 

 x x  

14  Main-Donau-Netzgesellschaft  x   

15  Deutsche Telekom AG, T-Com  x   

16  Kreisheimatpfleger     

17  Polizeiinspektion Ansbach x    

18  Zweckverband Altmühlsee  x   

19  Freiwillige Feuerwehr Ornbau     

20  Gemeindeverwaltung Markt Bechhofen   x  

21  Markt Arberg     

22  Gemeinde Muhr am See   x  

23  Stadt Merkendorf   x  

24  Markt Lichtenau   x  

25  Stadt Ansbach     

Anerkannte Verbände nach § 29 BNatSchG     

26  Bund Naturschutz     

27  Landesbund für Vogelschutz e.V.     

Bürger / Öffentlichkeit     

28  Öffentlichkeit 1 x    

29  Öffentlichkeit 2  x   

Die grau hinterlegten TöB haben nicht geantwortet.
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Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger    
öffentlicher Belange  

 

TöB Nr.: 1 Regierung von Mittelfranken 

Stellungnahme vom: 09.01.2018 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Die Stadt Ornbau plant die Aufstellung eines 
Bebauungs- und Grünordnungsplanes „Am 
Schimmelwasen I“ zur Ausweisung eines ca. 
2,7 ha großen allgemeinen Wohngebietes 
am westlichen Ortsrand von Ornbau. Vorge-
sehen sind 18 Bauplätze für Ein- und Zwei-
familienhäuser sowie zwei Bauplätze für 
Mehrfamilienhäuser mit jeweils bis zu sechs 
Wohneinheiten.  

Der Flächennutzungsplan soll im Parallelver-
fahren geändert werden; entsprechende Un-
terlagen waren in der frühzeitigen Behör-
denbeteiligung noch nicht beigefügt. 

Bewertung aus landesplanerischer Sicht:  

Die einschlägigen Erfordernisse der Raum-
ordnung werden in der Begründung bereits 
zutreffend benannt. Zum Ziel LEP 3.2 „In-
nenentwicklung vor Außenentwicklung“ zeigt 
die Begründung auf, dass Baulücken nur be-
schränkt vorhanden und in Privateigentum 
sind. Sie lässt dabei aber außer Acht, dass 
im wirksamen Flächennutzungsplan der 
Stadt Ornbau südlich des geplanten Gel-
tungsbereiches zwischen Oberndorfer Stra-
ße und der Straße Am Kalkofen eine Wohn-
baufläche im Umfang von ca. 3 ha darge-
stellt aber noch nicht überplant oder bebaut 
ist. Diese Baulandreserve stellt ein Innen-
entwicklungspotenzial im Sinne von Ziel LEP 
3.2 dar und ist der vorgelegten Planung ei-
ner Entwicklung im bisherigen Außenbereich 
vorzuziehen.   

Will die Stadt Ornbau an der bisherigen Pla-
nung festhalten, ist die im wirksamen Flä-
chennutzungsplan dargestellte Wohnbauflä-
che als Planungsalternative zu untersu-
chen. Sofern sie aus heutiger Sicht der Stadt 
Ornbau für eine Wohnentwicklung nicht 
mehr geeignet ist oder längerfristig nicht zur 
Verfügung steht, ist diese zurückzunehmen. 
Sofern sie nur kurz- bis mittelfristig nicht zur 
Verfügung steht, kann sie ganz oder teilwei-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wie folgt berücksichtigt: 

 

 

 

 

 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange zur im Parallel-
verfahren durchgeführten Flächennutzungs-
planänderung erfolgte im Zeitraum vom 
26.01.2018 bis 23.02.2018.  

 

Die im Flächennutzungs- und Landschafts-
plan dargestellte Wohnbaufläche zwischen 
Oberndorfer Straße und der Straße „Am 
Kalkofen“ wird aktuell überplant. Ein Investor 
möchte auf dieser im Privatbesitz befindlichen 
Fläche Wohnraum für Pflegebedürftige und 
Senioren (Pflegeheim, Seniorenheim) schaf-
fen. Die Vorstellung des Planungskonzepts im 
Stadtrat erfolgte bereits. Eine Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange zu diesem Vorhaben erfolgte bislang 
noch nicht. 

Diese Fläche bildete die letzte im FNP darge-
stellte Wohnbaufläche, die bislang nicht über-
plant war. Um weiterhin dem Bedarf an 
Wohnraum in der Stadt Ornbau Rechnung zu 
tragen, ist die Ausweisung des Plangebiets 
als Wohnbaufläche erforderlich. 

Auf der im Flächennutzungs- und Land-
schaftsplan dargestellte Wohnbaufläche zwi-
schen Oberndorfer Straße und der Straße 
„Am Kalkofen“, entsteht künftig ausschließlich 
Wohnraum in Form eines Pflege- und Senio-
renzentrums - somit stellt diese Fläche keine 
Planungsalternative dar. 
Mit Entwicklung der Wohnbaufläche zwischen 
Oberndorfer Straße und der Straße „Am 
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se beibehalten werden, wenn in der Begrün-
dung zur Änderung des Flächennutzungs-
plans dargelegt wird, dass für den Pla-
nungshorizont des Flächennutzungsplanes 
ein Bedarf für die Mehrung der Wohnbau-
flächen gegeben ist. 

Hinweis des Sachgebietes Städtebau:  

Aus städtebaulicher Sicht ist der beabsichtig-
te Umfang der Neuausweisung zu groß 
und der Bedarf nicht hinreichend begründet. 
Zudem verweist das SG Städtebau ebenfalls 
auf die im Flächennutzungsplan dargestellte 
Wohnbaufläche und die fehlenden Aussagen 
hierzu. Es wird in diesem Zusammenhang 
hingewiesen auf den Grundsatz des spar-
samen Umgangs mit Grund und Boden 
gem. § 1a Abs. 2 BauGB.   

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hinweise der höheren Naturschutzbehör-
de:  

In der Begründung zum Vorentwurf fehlt in 
Kap.5 die Kurzbeschreibung der laut speziel-
ler artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) 
notwendigen vorgezogenen CEF-Maßnahme 
CEF 1. Diese CEF 1 ist im weiteren Verfah-
ren zu ihrer Rechtswirksamkeit im Sat-
zungstext des Bebauungsplans festzusetzen 
(BayVGH Urteil v. 30.03.2010, Az. 8 N 
09.1861-1868, 1870-1875). 

Kalkofen“ für Wohnraum für Pflegebedürftige 
und Senioren und besteht in der Stadt Orn-
bau keine zusammenhängende Wohnbauflä-
che für Einfamilienhäuser mehr. Die Auswei-
sung dieser Wohnbaufläche ist notwendig, da 
vorhandene Baulücken im Siedlungsgebiet 
von Ornbau aufgrund der Eigentumsverhält-
nisse (Privateigentum) nur beschränkt vor-
handen sind. Des Weiteren besteht im Süden 
und Osten der Stadt Ornbau ein FFH-Gebiet, 
welches natur- und artenschutzrechtliche 
Restriktionen mit sich führt und hier die Aus-
weisung von Wohnbauflächen entgegensteht. 

Vom Zurücknehmen dieser Fläche aus dem 
Flächennutzugsplan wird daher abgesehen. 

Da die im Flächennutzungs- und Land-
schaftsplan dargestellte Wohnbaufläche zwi-
schen Oberndorfer Straße und der Straße 
„Am Kalkofen“ aktuell ebenfalls überplant wird 
und damit nicht für Einfamilienhausbebauun-
gen zur Verfügung steht, wird das geplante 
Wohngebiet als langfristige Flächenreserve 
(für Wohnen) vorgesehen. In erster Linie be-
absichtigt die Stadt Ornbau in einem ersten 
Bauabschnitt Wohnungen für einkommens-
schwache Personen wie Empfängern von 
Transferleistungen in zwei Mehrfamilienhäu-
ser zu errichten. Da im vorhandenen Sied-
lungsbereich aktuell keine geeigneten Flä-
chenpotentiale für dieses Vorhaben zur Ver-
fügung stehen, werden diese Gebäude im 
vorliegenden Plangebiet vorgesehen. Um 
diese jedoch in einem städtebaulichen Ge-
samtkonzept zu integrieren und in Ornbau 
weiterhin Wohnbaufläche auszuweisen wird 
die vorliegende Planung im „Gesamten“ ent-
wickelt. Das Plangebiet dient somit als lang-
fristige Flächenreserve für Wohnbauflächen 
und wird Schritt für Schritt in mehreren Bau-
abschnitten erschlossen und bebaut.  

 

Während der Erstellung der saP war noch 
nicht entschieden, ob die beiden Privatgärten 
mit Altbaumbestand überplant oder erhalten 
werden. Wie sich im Vorentwurf nun ergeben 
hat, bleiben die in der saP genannten mögli-
chen Baumquartiere für Fledermäuse (saP S. 
13) erhalten, sowohl die Weidenreihe am öst-
lichen Rand des Geltungsbereichs als auch 
die beiden Privatgärten am südöstlichen 
Rand. Damit ist keine CEF-Maßnahme erfor-
derlich. Festsetzungen zur Maßnahme CEF 1 
erübrigen sich also. 
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TöB Nr.: 2 Regionaler Planungsverband Westmittelfranken 

Stellungnahme vom: 05.01.2018 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Mit der Aufstellung des Bebauungs- und 
Grünordnungsplans „Am Schimmelwasen l“ 
beabsichtigt die Stadt Ornbau die Darstellung 
eines Allgemeinen Wohngebietes in einem 
Geltungsbereich von ca. 2,7 ha. Vorgesehen 
sind ca. 23 Parzellen für Ein- und Mehrfamili-
enhäuser, laut Planunterlagen um eine anhal-
tende Nachfrage nach Einfamilienhäusern so-
wie den Bedarf an Wohnraum für einkom-
mensschwache Personen zu decken. Das 
Plangebiet befindet sich im Osten von Ornbau 
im planungsrechtlichen Außenbereich, an-
grenzend an Wohnbebauung im Osten und an 
die Staatsstraße St 2411 im Westen. Der Flä-
chennutzungsplan sieht das Plangebiet derzeit 
überwiegend als „Flächen für die Landwirt-
schaft“ vor und soll im Parallelverfahren in die-
sem Bereich geändert werden (7.Änderung). 

Einschläqige Erfordernisse der Raumord-
nung 

lm Landesentwicklungsprogramm 2013 heißt 
es hierzu: 

3.1 Flächensparen 

(G) „Die Ausweisung von Bauflächen soll an 
einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter 
besonderer Berücksichtigung des demogra-
phischen Wandels und seiner Folgen ausge-
richtet werden.“ 

(G) „Flächensparende Siedlungs- und Er-
schließungsformen sollen unter Berücksichti-
gung der ortsspezifischen Gegebenheiten an-
gewendet werden.“ 

3.2 lnnenentwicklung vor Außenentwick-
lung 

(Z) „ln den Siedlungsgebieten sind die vor-
handenen Potenziale der Innenentwicklung 
möglichst vorrangig zu nutzen. Ausnahmen 
sind zulässig, wenn Potenziale der Innenent-
wicklung nicht zur Verfügung stehen.“ 

lm Regionalplan der Region Westmittelfranken 
(RP 8) heißt es in diesem Kontext: 

3.1 Siedlungswesen  

„In allen Gemeinden Westmittelfrankens soll 
sich die Siedlungstätigkeit in der Regel im 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wie folgt berücksichtigt: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. 
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Rahmen einer organischen Entwicklung voll-
ziehen.“ 

Bewertung aus regionalplanerischer Sicht 

Das LEP 2013 formuliert unter 3,2 das Ziel der 
Innenentwicklung vor Außenentwicklung, d.h. 
dass vorhandene Potentiale der lnnenent-
wicklung vorrangig zu nutzen sind und Aus-
nahmen nur zulässig sind, wenn Potenziale 
der Innenentwicklung nicht zur Verfügung 
stehen. In den Planunterlagen wird hierauf nur 
in Ansätzen eingegangen indem formuliert 
wird, dass innerörtlich nur beschränkt Baulü-
cken vorhanden sind, die wiederum im Privat-
eigentum stehen und nur mit Einwilligung der 
Eigentümer entwickelt werden können. Eine 
detailliertere Auseinandersetzung mit ge-
gebenen Planungsalternativen wie Flä-
chenpotentialen im rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplan oder Baulandreserven in 
Form von Baulücken o.Ä. wird jedoch nicht 
erbracht. Die Planunterlagen sind dahinge-
hend zu ergänzen. 

Zudem fehlt eine Auseinandersetzung mit dem 
konkreten -Bedarf, insb. in Form einer metho-
disch nachvollziehbaren Bedarfsberech-
nung für die Neuausweisung eines Allgemei-
nen Wohngebietes mit einem Geltungsbereich 
von 2,7 ha. In einer entsprechenden Bedarfs-
berechnung sind die bereits im rechtswirk-
samen Flächennutzungsplan dargestellten 
Wohnbauflächen zu berücksichtigen, insb. 
die ca. 3,5 ha Wohnbauflächen, die fast unmit-
telbar südlich an das Plangebiet angrenzen. 
Falls ein entsprechender Bedarfsnachweis an 
zusätzlichen Wohnbauflächen nicht erbracht 
werden kann, muss aus regionalplanerischer 
Sicht zumindest eine Rückwidmung von be-
reits bestehenden Wohnbauflächen im sel-
ben Umfang wie der hier gegenständlichen 
Neuausweisung gefordert werden. Darüber-
hinausgehende regionalplanerische Belange 
werden durch die Planung nicht berührt. 

„Aus regionalplanerischer Sicht werden keine 
Einwendungen gegen den o.g. Bebauungs-
plan erhoben, wenn die Planunterlagen (1) mit 
tiefergreifenden Aussagen zu Potenzialen 
der Innenentwicklung sowie (2) mit einer 
nachvollziehbaren Bedarfsberechnung er-
gänzt werden. 

Falls kein nachvollziehbarer Bedarf an zusätz-
lichen Wohnbauflächen besteht, müssen al-
ternativ Wohnbauflächen im entsprechenden 
Umfang rückgewidmet werden.“ 

 

 

Eine detailliertere Auseinandersetzung mit 
gegebenen Planungsalternativen wie Flä-
chenpotentialen im rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplan oder Baulandreserven in 
Form von Baulücken wird zum Entwurf in 
der Begründung ergänzt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die im Flächennutzungs- und Landschafts-
plan dargestellte Wohnbaufläche zwischen 
Oberndorfer Straße und der Straße „Am 
Kalkofen“ wird aktuell überplant. Ein Inves-
tor möchte auf dieser im Privatbesitz befind-
lichen Fläche Wohnraum für Pflegebedürfti-
ge und Senioren (Pflegeheim, Senioren-
heim) schaffen. Die Vorstellung des Pla-
nungskonzepts im Stadtrat erfolgte bereits. 
Eine Beteiligung der Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange zu diesem 
Vorhaben erfolgte bislang noch nicht. 

Da die im Flächennutzungs- und Land-
schaftsplan dargestellte Wohnbaufläche 
zwischen Oberndorfer Straße und der Stra-
ße „Am Kalkofen“ aktuell ebenfalls über-
plant wird und damit nicht für Einfamilien-
hausbebauungen zur Verfügung steht, wird 
das geplante Wohngebiet als langfristige 
Flächenreserve (für Wohnen) vorgesehen. 
In erster Linie beabsichtigt die Stadt Ornbau 
in einem ersten Bauabschnitt Wohnungen 
für einkommensschwache Personen wie 
Empfängern von Transferleistungen in zwei 
Mehrfamilienhäuser zu errichten. Da im 
vorhandenen Siedlungsbereich aktuell keine 
geeigneten Flächenpotentiale für dieses 
Vorhaben zur Verfügung stehen, werden 
diese Gebäude im vorliegenden Plangebiet 
vorgesehen. Um diese jedoch in einem 
städtebaulichen Gesamtkonzept zu integrie-
ren und in Ornbau weiterhin Wohnbaufläche 
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auszuweisen wird die vorliegende Planung 
im „Gesamten“ entwickelt. Das Plangebiet 
dient somit als langfristige Flächenreserve 
für Wohnbauflächen und wird Schritt für 
Schritt in mehreren Bauabschnitten er-
schlossen und bebaut.  

Eine Rückwidmung von bereits im FNP be-
stehenden Wohnbauflächen erfolgt deshalb 
nicht. 

 
 

 

TöB Nr.: 3 Landratsamt Ansbach 

Stellungnahme vom: 04.01.2018 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Lärmschutz 

Es wurde ein Gutachten zum Schallimmissi-
onsschutz vom 09.08.2017 Berichtnummer 
13633.1 der Wolfgang Sorge Ingenieurbüro für 
Bauphysik GmbH & Co.KG erstellt und vorge-
legt. Das Gutachten soll h.E. Bestandteil des 
Bebauungsplans sein. Die Berechnungser-
gebnisse zeigen, dass die Orientierungswerte 
der DIN 18005 tags/nachts für Verkehrsgeräu-
schimmissionen und auch die lmmissions-
grenzwerte tags/nachts der 16.BlmSchV im 
westlichen Teil des Geltungsbereichs des Be-
bauungsplans überschritten sind. Es sind da-
her Lärmschutzmaßnahmen erforderlich, die 
Abwägung der möglichen Maßnahmen hat 
durch die Gemeinde zu erfolgen. 

Aus der Begründung geht hervor, dass die 
Abwägung ergeben hat, dass die im Gutach-
ten vorgeschlagenen Festsetzungen zu den 
Lärmpegelbereichen übernommen werden, 
bisher fehlt allerdings noch die Erläuterung zu 
den sich daraus ergebenden Schalldämm Ma-
ße R'w,res entsprechend der Tabelle unter 7.1 
des Gutachtens. Es sollten daher zur Konkre-
tisierung die im Gutachten unter „7.1 Empfeh-
lungen für textliche Festsetzungen“ gesamt in 
den Textteil übernommen werden. 

 

 

 

Geruch / Landwirtschaftliche Anlagen 

Gem. dem Schreiben vom AELF, welches von 
Fr. Richardt (Planungsbüro Vogelsang) am 
15.12.2017 per Email übermittelt wurde, befin-

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wie folgt berücksichtigt: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Januar 2018 wurde die DIN 4109 fortge-
schrieben. Die Norm DIN 4109 legt Anfor-
derungen an die Schalldämmung von Bau-
teilen schutzbedürftiger Räume und an die 
zulässigen Schallpegel in schutzbedürftigen 
Räumen in Wohngebäuden und Nicht-
wohngebäuden zum Erreichen der be-
schriebenen Schallschutzziele fest. Um die 
vorhandene Planung an die fortgeschriebe-
ne DIN 4109 anzupassen, wird das vorlie-
gende Immissionsschutzgutachten redakti-
onell angepasst und in der Planung berück-
sichtigt. Zum Entwurf des vorliegenden Be-
bauungsplans werden die vorgeschlagenen 
Festsetzungen von dem ergänzten Immis-
sionsschutzgutachten übernommen. 

Kenntnisnahme. 
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det sich auf Flurnr. 562 Gemarkung Ornbau 
ein landwirtschaftlicher Haupterwerbsbetrieb 
mit Rinderhaltung, Milchviehhaltung und Sila-
gewirtschaft und auf Flurnr. 452 Gemarkung 
Ornbau landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäu-
de und Silagelagerung. Als Datengrundlage 
für eine immissionsschutzfachliche Beurteilung 
wurden die genehmigten Tierzahlen entspre-
chend den zu berücksichtigenden Bauanträge 
nach Rücksprache mit dem SG41 - Bauamt 
herangezogen. 

Auf Flurnr. 452 Gemarkung Ornbau sind nach 
derzeitigen Kenntnisstand des SG44 keine 
Tierhaltungen genehmigt (Bauanträge wurden 
zurückgenommen bzw. das Vorhaben nicht 
ausgeführt). Der Abstand von ca. 90m von 
Wohngebäuden im WA zu Silagelagerung (bei 
guter landwirtschaftlicher Praxis) ist h.E. aus-
reichend. 

Auf Flurnr. 562 Gemarkung Ornbau befindet 
sich ein mit AZ 1993/2971 genehmigter Bo-
xenlaufstall für Rinder, es ergibt sich eine ge-
nehmigte Tierlebendmasse von 63 GV. Bei 
dieser Belegung ergibt sich ein Soll-Abstand 
zu Wohngebieten von ca. 65 m ab dem keine 
schädlichen Umwelteinwirkungen mehr vorlie-
gen. Allerdings sollte für die Bauleitplanung 
aus Gründen der planerischen Vorsorge ein 
Abstand von 120 m zur nächsten Wohnbe-
bauung angestrebt werden, damit auch die 
Entwicklungsmöglichkeit landwirtschaftlicher 
Betriebe gesichert ist. Dieser Abstand kann 
h.E. bei der vorliegenden Planung eingehalten 
werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Zwischen dem landwirtschaftlichen Betrieb 
auf Flurnr. 562 Gemarkung Ornbau und der 
Wohnbebauung im Plangebiet wird der 
empfohlene Abstand von 120 m eingehal-
ten, sodass Entwicklungsspielraum für den 
landwirtschaftlichen Betrieb gesichert und 
nicht durch die vorliegende Planung be-
schränkt wird. 

 

Naturschutz 

Die Stadt Ornbau plant die Ausweisung eines 
Wohnbaugebiets mit einer Größe von 2,7 ha. 
Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 
Nr. 453/3, Nr. 454, Nr. 455, Nr. 456 (Tfl.), Nr. 
457 (Tfl.) der Gemarkung Ornbau, Gemeinde 
Ornbau. Die überwiegend landwirtschaftlich 
genutzte Fläche gilt derzeit als Außenbereich 
und beschränkt somit das Baurecht aktuell auf 
privilegierte (landwirtschaftliche) Bauvorhaben. 
Für das künftige Wohnbaugebiet wird im Be-
bauungsplan eine zulässige Grundflächenzahl 
von 0,35 (GRZ) festgelegt.  

Das Plangebiet befindet sich im Fränkischen 
Keuper-Liasland und ist Bestandteil des Mittel-
fränkischen Beckens. Überdies werden durch 
das Vorhaben keine naturschutzrechtlichen 
Schutzgebiete oder (kartierte) gesetzlich ge-
schützte Biotope berührt. 
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lm Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteili-
gung wurde der Vorentwurf der zur Schaffung 
von Baurecht erforderlichen Bauleitplanung 
zur Prüfung vorgelegt. Zur Prüfung der arten-
schutzrechtlichen Belange im Zusammenhang 
mit dem künftigen Wohnbaugebiet wurde eine 
spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) 
durch das Büro ÖFA Schwabach erstellt. Der 
Umweltbericht nach § 2a BauGB einschließlich 
der erforderlichen Bilanzierung von Eingriff 
und Kompensation, sowie der Festlegung 
notwendiger Vermeidungsmaßnahmen sowie 
Kompensationsmaßnahmen/-Flächen erfolgt 
erst zum Entwurf des Bebauungsplans. 

Eine abschließende naturschutzfachliche und -
rechtliche Stellungnahme zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes mit integriertem Grünord-
nungsplan „Schimmelwasen I“ der Stadt Orn-
bau kann daher ebenfalls erst zum Entwurf er-
folgen.  

Hinweise zur Eingriffsregelung in der Bau-
leitplanung nach dem Leitfaden „Bauen im 
Einklang mit Natur und Landschaft" 

Mit der festgelegten Grundflächenzahl von 
maximal 0,35 für beide Bauabschnitte (WA 1 
und WA2) ist der Geltungsbereich als Gebiet 
mit niedrigem bis mittleren Versiegelungs- 
bzw. Nutzungsgrad einzustufen. Da die Fläche 
überwiegend intensiv landwirtschaftlich ge-
nutzt wird, kann diese der Kategorie I „Gebiet 
mit geringer Bedeutung“ zugeordnet werden.  

Maßnahmen zu Vermeidung von Beeinträchti-
gungen durch die Realisierung des Baugebiets 
wurden bislang nicht festgelegt, sodass zu jet-
zigen Zeitpunkt noch keine Aussage über den 
notwendigen anzusetzenden Kompensations-
faktor getroffen werden kann. 

Wir weisen jedoch darauf hin, dass ein niedri-
ger Kompensationsfaktor nur durch die Um-
setzung sinnvoller und geeigneter Vermei-
dungsmaßnahmen (vgl. Liste 2 Leitfaden 
„Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft) 
gerechtfertigt werden kann. 

lm Nordwestern des Geltungsbereichs sieht 
die Planung eine naturschutzrechtliche Aus-
gleichsfläche entlang des Oberen Wasengra-
bens mit vorgelagerter Retentionsfläche vor. 
Für diese soll das Ufer an einzelnen Stellen 
aufgeweitet werden und Bäume angepflanzt 
werden. 

Mit dieser Ausgleichsmaßnahme besteht von 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kenntnisnahme. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Vermeidungs- und Verringerungsmaßnah-
men werden im Entwurf zum Bebauungs- 
und Grünordnungsplan festgesetzt.  

 

 

Kenntnisnahme. Die Vermeidungs- und 
Verringerungsmaßnahmen werden bei der 
zum Entwurf durchgeführten Eingriffsbilan-
zierung berücksichtigt. 

 

 

 

 

Kenntnisnahme.  

Gemäß der zum Entwurf erarbeiteten Ein-
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Seiten der Unteren Naturschutzbehörde 
grundsätzlich Einverständnis. Auf Grundlage 
der noch zu erstellenden Eingriffs-Ausgleichs-
Bilanzierung muss nun überprüft werden, ob 
über den hierdurch erbrachten Kompensation-
sumfang hinaus weitere Kompensationsmaß-
nahmen notwendig sind. Diese sind gegebe-
nenfalls vorzuhalten und mit der Unteren Na-
turschutzbehörde abzustimmen. 

Wir weisen vorsorglich darauf hin, dass die 
reine naturschutzrechtliche Sicherung von Flä-
chen ohne weitere Maßnahmen der Pflege 
und Entwicklung oder Aufrechterhaltung des 
aktuellen Zustandes auf Ausgleichsflächen 
keine ökologische Wertsteigerung beinhalten 
und somit keine geeigneten Ausgleichsmaß-
nahmen darstellen. Zudem ist zu beachten, 
dass gemeindliche AusgIeichsflächen/-
maßnahmen, die außerhalb des Geltungsbe-
reichs eines rechtskräftigen Bebauungsplans 
liegen, durch die Eintragung von Unterlas-
sungs- und Handlungspflichten in das Grund-
buch gesichert werden müssen. Auf diese 
dingliche Sicherung kann verzichtet werden, 
wenn die Ausgleichsflächen im Eigentum der 
Gemeinde stehen. In jedem Fall sind die not-
wendigen Ausgleichsflächen jedoch im Be-
bauungsplan in Text und Plan mit darzustellen 
und durch die Gemeinde zur Eintragung ins 
Ökoflächen-kataster an das LfU (Bayerisches 
Landesamt für Umwelt) zu melden. 

Betrachtung und Bewertung der Grünord-
nung 

Bestandteil der vorliegenden Grünordnung ist 
die Festlegung und Darstellung privater und 
öffentlicher Grünflächen, der zu erhaltenden 
sowie der neu zu pflanzenden Bäume und 
Sträucher im Plan. Der Vorentwurf enthält bis-
lang hierzu noch keine textlichen Festlegun-
gen. 

Für die im Bebauungsplan vorgesehene Orts-
randeingrünung des ersten Bauabschnitts auf 
Privatgrund sind konkrete Angaben hinsicht-
lich der zu wählenden Gehölzarten zu ma-
chen, da nur so sichergestellt werden kann, 
dass die Pflanzungen den gewünschten 
Zweck erfüllen wird. Insbesondere dann, wenn 
die Ein- und Durchgrünung des Geltungsbe-
reichs als naturschutzfachliche Vermeidungs-
maßnahme zur Herabsenkung des Kompensa-
tionsfaktors herangezogen werden soll, ist auf 
die ausschließliche Verwendung heimischer 
Laubbäume und -sträucher zu achten. Die 

griffsbilanzierung sind über die internen 
Ausgleichsflächen hinaus noch 0,69 ha ex-
terne Ausgleichsflächen erforderlich. Diese 
werden in Abstimmung mit dem Land-
schaftspflegeverband Mittelfranken auf ei-
ner am Bankertsgraben gelegenen Fläche 
im Wiesmet zugeordnet und im Rahmen der 
Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs.2 BauGB erneut zur Stellungnahme 
vorgelegt. 

 

 

 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Sie werden – soweit im Rahmen der 
Bauleitplanung möglich – bei der Erstellung 
des Entwurfs berücksichtigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hinsichtlich der Artenauswahl für die 
Pflanzpflichten werden in den Entwurf der 
Planung eine textliche Festsetzung und ei-
ne Pflanzenliste (in die Begründung) aufge-
nommen. Die Hinweise werden dabei be-
rücksichtigt. 
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Verwendung nicht heimischer Nadelgehölze, 
wie beispielsweise Thuja oder Scheinzypresse 
soll untersagt werden, da diese aufgrund ihrer 
geringen ökologischen Wertigkeit hierfür nicht 
anrechenbar sind. Dementsprechend muss für 
die Bepflanzung der öffentlichen Grünflächen 
ein entsprechendes Pflanzenspektrum festge-
legt werden. 

Sofern es mit der freizuhaltenden Anfahrtssicht 
vereinbar ist, sollte der Lärmschutzwall nach 
Möglichkeit auf der dem Plangebiet zuge-
wandten Seite mit standortgerechten heimi-
schen Gehölzen bepflanzt werden. So kann 
der Geltungsbereich ohne übermäßige opti-
sche Barrierewirkung eingegrünt und eine zu-
sätzliche ökologische Aufwertung erzielt wer-
den. 

 

 

 

 

lm Textbeitrag zur speziellen artenschutzrecht-
lichen Prüfung ist an einzelnen Stellen von der 
Fällung von Obstbäumen die Rede. Obstbäu-
me sind lediglich innerhalb der privaten Grün-
flächen/Kleingärten zu finden, die gemäß der 
Begründung zum Bebauungsplan durch die 
Bauleitplanung nicht beeinträchtigt werden. 
Auf die Darstellung zu entfernender Gehölze 
im Bebauungsplan kann in diesem Fall ver-
zichtet werden. 

Bereits durchgeführt wurde dagegen die Fäl-
lung zweier Altweiden, die als Stümpfe mit 
Neuaustrieb auf der geplante Ausgleichsfläche 
im Geltungsbereich unbedingt zu erhalten 
sind. 

Betrachtung und Bewertung der Belange 
des Artenschutzes  

Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung 
durch die ÖFA Schwabach (Ökologisch-
Faunistische Arbeitsgemeinschaft; Stand: Ok-
tober 2017) kommt zu dem Ergebnis, dass 
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i.V.m. 
Abs. 5 BNatSchG für europarechtlich ge-
schützte Tier- und Vogelarten nur bei vollum-
fänglicher Umsetzung der in der saP-
Unterlage formulierten konfliktvermeidenden 
Maßnahmen vermieden werden können. 

Dieser Aussage schließt sich die Untere Na-
turschutzbehörde an. Dementsprechend sind 

 

 

 

 

 

Der Anregung wird insofern gefolgt, dass im 
Entwurf Festsetzungen zur Pflanzung von 
einzelnen Bäume (Wuchsklasse II, u.a. 
Obstbäume) auf der dem Baugebiet zuge-
wandten Böschung des Lärmschutzwalls 
aufgenommen werden. Auf eine flächende-
ckende Gehölzpflanzung des Walles wird 
verzichtet, da ansonsten ein zusätzliches 
Sichthindernis von den Baugrundstücken in 
die freie Landschaft entstehen würde, ob-
wohl keine artenschutzrechtliche Erforder-
nis besteht (Heckenpflanzung erfolgt statt-
dessen auf Ausgleichsflächen außerhalb 
des Geltungsbereichs).  
 
 
Kenntnisnahme. Eine Darstellung zu entfer-
nender Gehölze ist im BBP/GOP nicht vor-
gesehen.  

 

 

 

 

 
Die beiden Altweiden werden im Entwurf als 
zu erhaltende Bäume festgesetzt, da sie 
landschaftsbildprägend und von arten-
schutzfachlicher Bedeutung sind bzw. wa-
ren und durch die bereits sichtbaren Neu-
austriebe wieder zu stattlichen Bäumen 
heranwachsen werden.  
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die in der saP festgelegten artenschutzfachli-
chen Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnah-
men (V1, V2, V3, A1 vgl. Kapitel 3 Seite 9) in 
vollem Umfang bei der Realisierung des Bau-
gebiets zur berücksichtigen. 

Darüber hinaus sind für den Verlust an 
Specht- bzw. Mulmhöhlen oder Rindenspalten 
bei der bereits im Frühjahr erfolgten Fällung 
der beiden Altweiden nach Abstimmung ge-
eigneter Standorte mit dem Fachbüro umge-
hend zwei Fledermauskästen als Ersatzquar-
tiere in einem nahegelegenen Altbaumbestand 
anzubringen. (Diese Maßnahme hätte als 
CEF-Maßnahme, also vor dem Eingriff, reali-
siert werden müssen und ist aus diesem 
Grund schnellstmöglich nachzuholen.) 

Für eine abschließende naturschutzfachliche 
und -rechtliche Stellungnahme ist der Entwurf 
des Bebauungsplans „Schimmelwasen I“ er-
neut vorzulegen. 

Bei Fragen können Sie sich gerne an die Un-
tere Naturschutzbehörde wenden. 

 

 

 

Der Hinweis bzw. die Anordnung wird zur 
Kenntnis genommen. Er ist zwar nicht Ge-
genstand der Bauleitplanung, da die Eingrif-
fe nicht durch die Festsetzungen des B-
Plans bedingt sind, wird jedoch von der 
Stadtverwaltung unabhängig vom B-Plan-
Verfahren weiterverfolgt. 

 

 

 

Der Entwurf zum Bebauungs- und Grünord-
nungsplan wird im Rahmen der Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Trägern öffent-
licher Belange gemäß § 4 Abs.2 BauGB er-
neut zur Stellungnahme vorgelegt. 

Löschwasserversorgung 

Der vorzuhaltende notwendige Löschwasser-
bedarf für den oben genannten Bereich ist 
gemäß der geplanten baulichen Nutzung zu 
bemessen. Als Planungsgröße kann hierzu 
das Arbeitsblatt W 405 des deutschen Vereins 
des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) 
herangezogen werden. 

Die erforderliche Löschwassermenge ist in ei-
ner maximalen Entfernung von 300 Meter über 
geeignete Löschwasserentnahmemöglichkei-
ten zur Verfügung zu stellen. Als Löschwas-
serentnahmestellen können Unter- oder Über-
flurhydranten nach DIN 3221, unterirdische 
Löschwasserbehälter nach DIN 14 230 oder 
auch Löschwasserteiche nach DIN 14 210 an-
gesehen werden. Für den Erstangriff/-einsatz 
sind grundsätzlich Unter- oder Überflurhydran-
ten aus der öffentlichen Löschwasserversor-
gung anzusetzen. Hierbei sind für eine Lösch-
gruppe mindestens 800 Liter/min sicherzustel-
len. Unter Bezugnahme des auf den Einsatz-
fahrzeugen der Feuerwehr mitgeführten 
Schlauchmaterials ist mindestens eine (An-
zahl) geeignete Löschwasserentnahme zu den 
einzelnen Objekten im geplanten Gebiet in 
maximal 100 Meter erforderlich um das Was-
ser zum Einsatzfahrzeug heranzuführen und 
nach Druckerhöhung an die Einsatzstelle zu 
Verteilen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wie folgt berücksichtigt: 

In der Begründung wird ergänzt, dass im 
Plangebiet der notwendige Löschwasser-
bedarf gemäß Stellungnahme des Zweck-
verbandes der Reckenberg-Gruppe vom 
15.01.2018 gewährleistet werden kann. 

Laut Stellungnahme des Zweckverbandes 
der Reckenberg-Gruppe vom 15.01.2018 
zur vorliegenden Flächennutzungs- und 
Landschaftsplanänderung kann für das 
Plangebiet eine druck- und mengenmäßig 
ausreichende Trinkwasserversorgung ge-
währleistet werden. Der nach der DVGW-
Richtlinie W 405 vorgeschriebene Lösch-
wasserbedarf für den erweiterten Grund-
schutz in Wohnbau-, Misch- und Dorfgebie-
ten von 96 m3/h kann nach Austausch der 
GG-Leitung, eingeplant 2018, bereitgestellt 
werden. Die Bebauung muss den dafür be-
stimmten Kriterien entsprechen. Dies wird 
mit Festsetzung der Geschossflächenzahl 
(GFZ) auf maximal 0,7 gewährleistet. 

In der Begründung wird ergänzt, dass im 
Plangebiet geeignete Löschwasserentnah-
mestellen vorzusehen sind. 
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TöB Nr.: 5 Staatliches Bauamt 

Stellungnahme vom: 22.01.2018 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Nachdem Sie unsere gemeinsam erarbeite-
ten Auflagen bezüglich des Lärmschutzes 
entlang der Staatsstraße eingearbeitet ha-
ben, besteht seitens des Staatlichen Bauam-
tes Einverständnis. 

Kenntnisnahme. 

 
 

TöB Nr.: 7 Wasserwirtschaftsamt Ansbach 

Stellungnahme vom: 09.01.2018 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Bzgl. des oben genannten Vorhabens be-
steht aus wasserwirtschaftlicher Sicht Einver-
ständnis. 

Infolge von Starkregenereignissen können in 
kleinräumigen Gebieten innerhalb sehr kurzer 
Zeit sehr große Regenmengen fallen, auf-
grund der Lage zum Straßendamm und des 
Gefälles ist darauf zu achten, dass der Ab-
fluss ungehindert abgeführt werden kann. 
Hierzu sollte der Durchlass mit einem (räum-
lichen) Rechen ausgestattet werden. Der 
aufgeführte Abstand von ca. 17 m zum Ge-
wässer sollte nicht unterschritten werden. 

 

Kenntnisnahme. 

 

Die Anregung bzgl. der Umgestaltung des 
Grabendurchlasses unter der Staatsstraße 
wird zur Kenntnis genommen und von der 
Stadt in Erwägung gezogen; dies ist jedoch 
nicht Gegenstand der Bauleitplanung. 

Der Abstand zwischen Wohnbaufläche und 
Gewässer liegt über 17 m und wird auch zum 
Entwurf in dieser Form beibehalten. 

 
 

TöB Nr.: 8 Amt für ländliche Entwicklung 

Stellungnahme vom: 04.12.2017 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Aus der Sicht der Ländlichen Entwicklung be-
stehen gegen die Aufstellung des Bebauungs- 
und Grünordnungsplanes „Am Schimmel-
wasen I“ der Stadt Ornbau keine Bedenken. 

lm Planungsraum ist derzeit ein Verfahren 
nach dem Flurbereinigungsgesetz weder ge-
plant noch anhängig. 

 

 

 

Kenntnisnahme. 
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TöB Nr.: 9 Amt Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Stellungnahme vom: 11.12.2017 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Auf dem Flurstück mit der Flurnr. 562 (Gem. 
Ornbau) befindet sich in einem Abstand von 
ca. 120 m ein landwirtschaftlicher Haupter-
werbsbetrieb mit Rinderhaltung, Milchviehhal-
tung und Silagewirtschaft. Auf dem Flurstück 
mit der Flumr. 452 (Gem. Ornbau) befinden 
sich landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude 
und Silagelagerung im Abstand von ca. 90 m. 
Von beiden Standorten gehen Ge-
ruchsemmissionen aus. 

Hinweis: Die immissionsschutzrechtlichen 
Schutzabstände sind zu prüfen und einzuhal-
ten. 

 

 

 

 

 

 

 

 
Hinweis: Immissionen, die bei der ordnungs-
gemäßen Bewirtschaftung der in der Nähe 
befindlichen landwirtschaftlichen Betriebe 
und der angrenzenden landwirtschaftlichen 
Nutzflächen entstehen, sind zu dulden. 

Für die Erstellung des Grünordnungsplanes 
möchten wir folgenden Hinweis geben: 

Bei der Ermittlung der erforderlichen Aus-
gleichsflächen sollte möglichst vermieden 
werden, weitere landwirtschaftliche Flächen 
(größtmögliche Schonung) aus der Nutzung 
zu nehmen. Es ist vorrangig zu prüfen, ob der 
Ausgleich auch durch Maßnahmen zur Wie-
dervernetzung von Lebensräumen oder 
durch Bewirtschaftungs- oder Pflegemaß-
nahmen, die der dauerhaften Aufwertung des 
Naturhaushaltes oder Landschaftsbildes die-
nen,-erbracht werden kann. 

Aus landwirtschaftlicher Sicht bestehen bei 
Beachtung der Hinweise keine Bedenken. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wie folgt berücksichtigt: 

Nach Abstimmung mit der Unteren Immissi-
onsschutzbehörde des Landratsamts Ans-
bach (SG 44 Technischer Umweltschutz) be-
steht ein ausreichender immissionsschutz-
rechtlicher Abstand zwischen dem landwirt-
schaftlichen Vollerwerbsbetrieb auf Flurnr. 
562 (Gem. Ornbau) und der geplanten 
Wohnnutzung.  

Auf Flumr. 452 (Gem. Ornbau) befinden sich 
landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude und 
Flächen für die Silagelagerung. Nach derzei-
tigen Kenntnisstand des Landratsamtes Ans-
bach (SG44) sind auf diesem Flurstück keine 
Tierhaltungen genehmigt. Der Abstand von 
ca. 90m zwischen der Fläche zur Silagelage-
rung auf Flurnr. 452 (Ornbau) und den ge-
planten Wohngebäuden im WA ist laut Stel-
lungnahme des Landratsamtes Ansbach 
(vom 04.01.2018) ausreichend. Die immissi-
onsschutzrechtlich notwendigen Schutzab-
stände wurden geprüft und können eingehal-
ten werden. 

Ein entsprechender Hinweis bezüglich der 
Duldung von Immissionen, die bei der ord-
nungsgemäßen Bewirtschaftung von land-
wirtschaftlichen Betrieben / landwirtschaftli-
chen Nutzflächen entstehen können, wird in 
die textlichen Hinweise ausgenommen. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genom-
men. Umfang und Lage der Ausgleichsflä-
chen werden unter Beachtung agrarstruktu-
reller Belange im Sinne des § 15 Abs. 3 
(BNatSchG) zum Entwurfsstand ergänzt. Es 
handelt sich dabei um eine Fläche innerhalb 
des Geltungsbereichs und eine externe Aus-
gleichsfläche. 

Hinsichtlich agrarstruktureller Belange ist an-
zuführen, dass die interne Ausgleichsfläche 
erstens aufgrund der Nähe zum Oberen 
Wasengraben sehr feucht und zweitens ge-
mäß der Landwirtschaftlichen Standortkartie-
rung Bayern als absolute Grünlandstandorte 
von nur mäßiger Ertragsfähigkeit einzustufen 
ist. Gleiches gilt für die externe Ausgleichs-
fläche, die zudem noch innerhalb des Euro-
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päischen Vogelschutzgebiets (SPA) und in-
nerhalb der großflächigen Wiesenbrüterge-
biete des Wiesmet liegt, so dass Landwirt-
schaft dort derzeit ohnehin bereits nur unter 
strengen naturschutzfachlichen Auflagen 
möglich ist. Zudem befindet sich die Fläche 
im Eigentum der Stadt. 

Ein Konflikt mit den Interessen der Landwirt-
schaft wird daher nicht gesehen. 

 
 

TöB Nr.: 10 Bayerischer Bauernverband 

Stellungnahme vom: 03.01.2018/ 04.01.2018  

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

1. Der bestehende landwirtschaftliche Voller-
werbsbetrieb Weeger befindet sich nur weni-
ge Meter nordöstlich des Planungsgebietes 
und genießt auch für eine beabsichtigte oder 
mögliche Erweiterung Bestandsschutz. Emis-
sionen in Form von Geruch, Staub oder Lärm 
die durch eine ordnungsgemäße Bewirtschaf-
tung des Betriebes mit ausgedehnter Tierhal-
tung (derzeit 60 Milchkühe mit kompletter 
Nachzucht) auch zu Ernte- und Fütterungs-
zeiten bestehen, sind ausdrücklich zu dulden. 

2. Die Planungsflächen werden derzeit 
landw. genutzt. Mit den Bewirtschaftern sind 
für die Restlaufzeit ggf. bestehender Pacht-
verträge entsprechende Vereinbarungen zu 
treffen. 

3. Wir weisen rein vorsorglich darauf hin, 
dass sicherzustellen ist, dass bei erforderli-
chen Erschließungsmaßnahmen die Zufahr-
ten zu den angrenzenden landwirtschaftli-
chen Grundstücken uneingeschränkt möglich 
sein muss. Emissionen, vor allem Staub, Ge-
ruch oder Lärm, die durch eine ordnungsge-
mäße landwirtschaftliche Nutzung angren-
zender Flächen auch westlich der St2411 
entstehen, sind zu dulden. Nichtbebaute Teil-
flächen sollten den landw. Betrieben bis zur 
tatsächlichen Inanspruchnahme weiterhin zur 
Verfügung stehen. 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wie folgt berücksichtigt: 

Kenntnisnahme. 

Ein entsprechender Hinweis bezüglich der 
Duldung von Immissionen, die bei der ord-
nungsgemäßen Bewirtschaftung von land-
wirtschaftlichen Betrieben / landwirtschaftli-
chen Nutzflächen entstehen können, wird in 
die textlichen Hinweise ausgenommen. 

 

Vereinbarungen zur Restlaufzeit ggf. beste-
henden Pachtverträgen sind kein Bestandteil 
des Bebauungsplans. 

In den textlichen Hinweisen wird ergänzt, 
dass bei erforderlichen Erschließungsmaß-
nahmen die Zufahrten zu den angrenzenden 
landwirtschaftlichen Grundstücken uneinge-
schränkt möglich bleiben müssen.   

In den textlichen Hinweisen wird ergänzt, 
dass Emissionen, vor allem Staub, Geruch 
oder Lärm, die durch eine ordnungsgemäße 
landwirtschaftliche Nutzung angrenzender 
Flächen zu dulden sind. 

Die innerhalb des Geltungsbereichs verblei-
benden unbebauten Teilflächen sind nicht für 
die landwirtschaftliche Nutzung vorgesehen, 
sondern für den Schallschutz (geplanter 
Lärmschutzwall im westlichen Randbereich 
zur Staatsstraße hin), für die Regenrückhal-
tung und den Eingriffsausgleich (feuchte 
Grünlandstandorte am Oberen Wasengra-
ben) sowie für private Gartennutzungen (be-
reits bestehende Privatgärten im Südosten). 
Eine rentable landwirtschaftliche Bewirt-
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4. Bezüglich der Ausgleichsflächen fordern 
wir, diese Maßnahmen komplett auf den Bau-
flächen selber umzusetzen, um so den Ver-
brauch weiterer hochwertiger Acker- oder 
Wiesenflächen zu vermeiden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5. Bei Randbegrünungen empfehlen wir als 
Abstand zwischen Bepflanzungen und an-
grenzenden landwirtschaftlichen Grundstü-
cken 4 Meter einzuhalten, um künftige Nach-
barschaftsstreitigkeiten zu vermeiden. 

schaftung ist auf diesen Flächen aufgrund 
der geringen Größe, des schlechten Zu-
schnitts und der nur mäßigen Ertragsfähig-
keit ohnehin nicht möglich. 

Wenn ein Baugebiet ausgewiesen wird, das 
in seiner Größe der Bedarfsermittlung ent-
spricht, ist der Nachweis der erforderlichen 
Ausgleichsflächen innerhalb des Geltungsbe-
reichs nur zum Teil möglich. Die externe 
Ausgleichsfläche ist jedoch gemäß der 
Landwirtschaftlichen Standortkartierung 
Bayern als Feuchtwiese mit nur mäßiger Er-
tragsfähigkeit einzustufen. Außerdem liegt 
sie innerhalb des Europäischen Vogel-
schutzgebiets (SPA) und der großflächigen 
Wiesenbrütergebiete des Wiesmet, so dass 
Landwirtschaft dort derzeit ohnehin bereits 
nur unter strengen naturschutzfachlichen 
Auflagen möglich ist. Zudem befindet sich 
die Fläche im Eigentum der Stadt. 

Ein Konflikt mit den Interessen der Landwirt-
schaft wird daher nicht gesehen.  

Die Vorgaben des AGBGB zu Grenzabstän-
den von Pflanzungen sind der Stadt bekannt. 
Konflikte werden diesbezüglich nicht gese-
hen, da landwirtschaftlich nutzbare Flächen 
nur im Norden an den Geltungsbereich an-
grenzen und die dort im B-Plan vorgesehe-
nen Pflanzungen von 3 Bäumen am Graben 
mehr als 4 Meter von der Grundstücksgrenze 
entfernt sind. 

 
 

TöB Nr.: 12 Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 

Stellungnahme vom: 19.12.2017 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Bodendenkmalpflegerische Belange:  

Nach unserem bisherigen Kenntnisstand be-
steht gegen die oben genannte Planung von 
Seiten der Bodendenkmalpflege kein grund-
sätzlicher Einwand. Nach derzeitigem Kennt-
nisstand sind im Planungsgebiet keine Boden-
denkmäler bekannt.   

Wir weisen jedoch darauf hin und bitten, alle 
an der Bauausführung Beteiligten darauf hin-
zuweisen, dass eventuell zu Tage tretende 
Bodendenkmäler (unter anderem auffällige 
Bodenverfärbungen, Holzreste, Mauern, Me-
tallgegenstände, Steingeräte, Scherben und 
Knochen) der Meldepflicht an das Bayerische 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wie folgt berücksichtigt: 

 

 

 

 

In den textlichen Hinweisen wird ergänzt, 
dass eventuell zu Tage tretende Boden-
denkmäler (unter anderem auffällige Bo-
denverfärbungen, Holzreste, Mauern, Me-
tallgegenstände, Steingeräte, Scherben und 
Knochen) der Meldepflicht an das Bayeri-
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Landesamt für Denkmalpflege (Dienststelle 
Nürnberg) oder die Untere Denkmalschutzbe-
hörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 DschG unterlie-
gen:   

 Art. 8 Abs. 1 DSchG  

Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, 
dies unverzüglich der Unteren Denkmal-
schutzbehörde oder dem Landesamt für 
Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige ver-
pflichtet sind auch der Eigentümer und der 
Besitzer des Grundstücks, sowie der Unter-
nehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu 
dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines 
der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt 
der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund 
geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhält-
nisses teil, so wird er durch Anzeige an den 
Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten be-
freit.  

 Art. 8 Abs. 2 DSchG  

Die aufgefundenen Gegenstände und der 
Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche 
nach der Anzeige unverändert zu belassen, 
wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde 
die Gegenstände vorher freigibt oder die Fort-
setzung der Arbeiten gestattet.  

Treten bei o. g. Maßnahme Bodendenkmäler 
auf, sind diese unverzüglich gem. o.g. Art. 8 
DSchG zu melden und eine Abstimmung mit 
der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem 
Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege 
vorzunehmen. Ein Mitarbeiter des Bayerischen 
Landesamtes für Denkmalpflege führt an-
schließend die Denkmalfeststellung durch. Die 
so identifizierten Bodendenkmäler sind fach-
lich qualifiziert aufzunehmen, zu dokumentie-
ren und auszugraben. Der so entstandene 
denkmalpflegerische Mehraufwand wird durch 
die Beauftragung einer fachlich qualifizierten 
Grabungsfirma durch das Bayerische Landes-
amt für Denkmalpflege übernommen.  

Die Untere Denkmalschutzbehörde erhält die-
ses Schreiben per E-Mail mit der Bitte um 
Kenntnisnahme. Für allgemeine Rückfragen 
zur Beteiligung des BLfD im Rahmen der Bau-
leitplanung stehen wir selbstverständlich gerne 
zur Verfügung.   

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und 
Kunstdenkmalpflege oder Bodendenkmalpfle-
ge betreffen, richten Sie ggf. direkt an den für 
Sie zuständigen Gebietsreferenten der Prakti-
schen Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de). 

sche Landesamt für Denkmalpflege 
(Dienststelle Nürnberg) oder die Untere 
Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 
1-2 DschG unterliegen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Kenntnisnahme. 
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TöB Nr.: 13 Zweckverband der Reckenberg-Gruppe 

Stellungnahme vom: 15.01.2018 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Die Stadt Ornbau gehört zum Verbandsge-
biet des ZV-RBG und wird vom Hochbehälter 
in Arberg, dessen maximaler Wasserspiegel 
523 m über NN beträgt, mit Trinkwasser ver-
sorgt. 

Das geplante Baugebiet befindet sich in einer 
Höhe von ca. 523 m über NN. Bei dem ge-
messenen Versorgungsdruck, welcher „Am 
Schimmelwasen I“ ca. 5,0 bar beträgt, kann 
eine druck- und mengenmäßig ausreichende 
Trinkwasserversorgung gewährleistet wer-
den.  

Der nach der DVGW-Richtlinie W 405 vorge-
schriebene Löschwasserbedarf für den er-
weiterten Grundschutz in Wohnbau-, Misch- 
und Dorfgebieten von 96 m3/h kann nach 
Austausch der GG-Leitung, eingeplant 2018, 
bereitgestellt werden. 

Die Bebauung muss den dafür bestimmten 
Kriterien entsprechen. Insbesondere darf die 
Geschossflächenzahl (GFZ) nicht größer als 
0,7. Löschwassermengen die darüber hin-
ausgehen können aus dem öffentlichen 
Trinkwassernetz nicht bereitgestellt werden. 

Bei den noch unbebauten Grundstücken be-
steht grundsätzlich die Möglichkeit diese an 
die vorhandenen Ortsnetzwasserleitungen 
anzuschließen. Das vom ZV-RBG gelieferte 
Trinkwasser entspricht den Anforderungen 
der Trinkwasserversorgung. 

Seitens der Stadt Ornbau ist rechtzeitig ein 
Antrag auf Erweiterung des Ortsnetzes zu 
stellen. 

Unter Einhaltung der oben genannten Anga-
ben bestehen gegen die Aufstellung des Be-
bauungsplanes „Am Schimmelwasen I“ keine 
Einwände. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wie folgt berücksichtigt: 

 

 

In der Begründung wird ergänzt, dass die 
Trinkwasserversorgung im Plangebiet ge-
währleistet werden kann. 

 

 

 

Kenntnisnahme. 

 

 

 

Die Geschossflächenzahl wird im Bebau-
ungsplan (WA1 und WA 2) mit max. 0,7 fest-
gesetzt. Somit kann die erforderliche Lösch-
wassermenge aus den öffentlichen Trink-
wassernetz bereitgestellt werden.  

In der Begründung wird ergänzt, dass die 
Trinkwasserversorgung im Plangebiet ge-
währleistet werden kann, da grundsätzlich 
die Möglichkeit besteht die noch unbebauten 
Grundstücke an die vorhandenen Ortsnetz-
wasserleitungen anzuschließen. 

Die Stadt Ornbau stellt bei Bedarf einen An-
trag auf Erweiterung des Ortsnetzes. 

 
Kenntnisnahme. 
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TöB Nr.: 14 Main-Donau-Netzgesellschaft 

Stellungnahme vom: 08.01.2018 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

In der Anlage erhalten Sie Bestandspläne der 
MDN Main-Donau Netzgesellschaft mbH, ein 
Unternehmen der N-ERGIE Aktiengesell-
schaft, und der von uns gegebenenfalls im 
Rahmen einer Betriebsführung mitbetreuten 
Versorgungsanlagen im oben genannten Be-
reich. 

Diese Bestandspläne besitzen nur informellen 
Charakter. 

Die Bestandspläne enthalten Anlagen der 
Main-Donau Netzgesellschaft. 

Zusätzlich zu den auf den überlassenen Plä-
nen bekannt gegebenen Anlagen können sich 
vor Ort weitere im Eigentum Dritter stehende 
Anlagen - insbesondere Kabel, Rohre oder 
Leitungen zum Anschluss von Erneuerbaren 
Energieanlagen - befinden, für die wir nicht 
zuständig sind. 

Über diese können wir keine Auskunft geben 
und diese sind deshalb auch nicht im Plan-
werk dokumentiert. Hierfür ist der jeweilige 
Anlagenbetreiber zuständig. 

Die Stellungnahme vom 08. November 2016, 
AZ: AWB02201626815, behält weiterhin Gül-
tigkeit. Eine Kopie dieser Stellungnahme fü-
gen wir als Anlage bei. 

Die Freileitung, auf die in der weiterhin gülti-
gen Stellungnahme hingewiesen wurde, soll 
auf Wunsch der Stadt abgebaut werden. Bis 
zu diesem Vollzug legen Sie uns bitte alle 
Baugesuche im Schutzzonenbereich zur Stel-
lungnahme vor. Die dingliche Sicherung unse-
rer Leitung wird von dieser Stellungnahme 
nicht berührt.  

Eine Versorgung des Gebietes mit Erdgas ist 
grundsätzlich möglich. Voraussetzung ist eine 
Vereinbarung der Kostenübernahme mit dem 
Erschließungsträger. 

Wir bitten Sie die oben genannten Punkte in 
den Erläuterungsbericht mit aufzunehmen 
und zu veranlassen, dass wir bei allen öffent-
lichen und privaten Planungen und Bauvor-
haben wie z.B. Straßen- und Kanalbauarbei-
ten, Baumpflanzungen etc. rechtzeitig in den 
Verfahrensablauf eingebunden werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wie folgt berücksichtigt: 

 

 

 

Kenntnisnahme. 

 

 

Eventuell von der Planung betroffene Dritte 
wurden ebenfalls am Verfahren beteiligt und 
deren Stellungnahmen in der Planung betei-
ligt. 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme vom 08. November 
2016, AZ: AWB02201626815 wird bei der 
vorliegenden Planung berücksichtigt. 

Die Stadt Ornbau wird die Freileitung mit 
Realisierung des ersten Bauabschnittes (Be-
reich unter der Freileitung) zurückbauen. Ei-
ne Vorlage von Baugesuche im Schutzzo-
nenbereich ist somit nicht erforderlich. 

 

 

In der Begründung wird ergänzt, dass die 
Versorgung des Plangebietes mit Erdgas 
grundsätzlich möglich ist. 
 

Die MDN wird bei allen öffentlichen und pri-
vaten Planungen und Bauvorhaben wie z.B. 
Straßen- und Kanalbauarbeiten, Baumpflan-
zungen etc. rechtzeitig in den Verfahrensab-
lauf eingebunden. 
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Stellungnahme vom 08.11.2016  

In der Anlage erhalten Sie Bestandspläne der 
MDN Main-Donau Netzgesellschaft mbH, ein 
Unternehmen der N-ERGIE Aktiengesell-
schaft, und der von uns gegebenenfalls im 
Rahmen einer Betriebsführung mitbetreuten 
Versorgungsanlagen im oben genannten Be-
reich. 

Diese Bestandspläne besitzen nur informellen 
Charakter. 

Die Bestandspläne enthalten Anlagen der 
Main-Donau Netzgesellschaft. 

Zusätzlich zu den auf den überlassenen Plä-
nen bekannt gegebenen Anlagen können sich 
vor Ort weitere im Eigentum Dritter stehende 
Anlagen - insbesondere Kabel, Rohre oder 
Leitungen zum Anschluss von Erneuerbaren 
Energieanlagen - befinden, für die wir nicht 
zuständig sind. 

Über diese können wir keine Auskunft geben 
und diese sind deshalb auch nicht im Plan-
werk dokumentiert. Hierfür ist der jeweilige 
Anlagenbetreiber zuständig. 

Netzerneuerungen oder Neuverlegungen sind 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht vorgesehen. 

Der Geltungsbereich wird von unserer 20 kV-
Freileitung überquert. Den Leitungsverlauf 
und die Schutzzone (Baubeschränkungsbe-
reich) haben wir eingetragen. Die Maße be-
ziehen sich auf die Mitte desjeweiligen 
Spannfeldes. Eine Reduzierung des Baube-
schränkungsbereiches in Richtung der Lei-
tungsmaste ist möglich. 

Bitte übernehmen Sie die Angaben in den 
Bebauungsplan. 

Bei der Errichtung von Bauwerken außerhalb 
des Baubeschränkungsbereiches werden so-
wohl die Bestimmungen der DIN VDE 0210 
als auch die Werte der 26. BImSchV einge-
halten. 

Die Errichtung von Bauwerken, technischen 
Anlagen, Sport- und Freizeitanlagen, Straßen, 
Park- und Lagerplätzen etc. im Baubeschrän-
kungsbereich ist zwar grundsätzlich möglich, 
jedoch müssen diese in jedem Fall vorher von 
der Main-Donau Netzgesellschaft geprüft 
werden. 

Im Baubeschränkungsbereich unserer Freilei-
tung dürfen Geländeveränderungen, insbe-

Kenntnisnahme. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Da die 20 kV-Freileitung, welche das Plan-
gebiet bislang überquert, rückgebaut werden 
soll, wird der Leitungsverlauf sowie die 
Schutzzonen nicht im Bebauungsplan 
(Planblatt) dargestellt.   

 

Mit Rückbau der 20 kV-Freileitung entfallen 
die aufgezählten Bestimmungen zu bauli-
chen Anlagen im Baubeschränkungsbereich. 
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sondere Auffüllungen, Abgrabungen in Mast-
nähe, sowie Baustelleneinrichtungen und Ma-
teriallagerungen nur mit unserer Zustimmung 
erfolgen. 

Nach DIN VDE 0210 ist ein Mindestabstand 
von 7,00 m ab OK-Fahrbahn bis zu den Lei-
terseiIen bei max. Durchhang einzuhalten. 

Wir bitten, dies bei den weiteren Planungen 
zu berücksichtigen. 

Ob bezüglich VDE 0210 (Abstand Leiter-
seil/Fahrbahn) Umbaumaßnahmen an der 
Freileitung erforderlich werden, kann erst 
nach Vorlage eines Höhenplanes getroffen 
werden. Wir bitten deshalb um rechtzeitige In-
formation.  

Wird ein bisher unbebautes Grundstück 
(Acker, Grünfläche etc.) zu einem Wohn-
grundstück oder einem gewerblich genutzten 
Grundstück umgenutzt, müssen die Maste 
des betroffenen Spannfeldes (der betroffenen 
Spannfelder), unabhängig von der geplanten 
Bebauung, mit Doppelisolatoren ausgerüstet 
sein. 

Die Kosten für eine evtl. erforderliche Nach-
rüstung sind vom Bauherrn bzw. vom Verur-
sacher zu Übernehmen. 

Für die Leitungstrasse besteht ein Bewuchs-
beschränkungsbereich von beidseitig 20,00 m 
ab Leitungsachse. 

Innerhalb dieses Bereiches dürfen nur Gehöl-
ze mit einer max. Wuchshohe von 4,50 m ge-
pflanzt werden. 

Zu einer Bepflanzung außerhalb dieses Be-
reiches erheben wir keine Einwände. 

Eine Verkabelung dieser Freileitungstrasse ist 
grundsätzlich möglich, jedoch sind die dafür 
anfallenden Kosten vom Verursacher zu tra-
gen. 

Ansprechpartner für den erforderlichen Lei-
tungsumbau und den damit verbundenen 
Kosten ist unser Netzmanagement Weißen-
burg, Herr Gstädtner, Rufnummer 0911 802-
17207. 

Zwischen einer Bebauung und der vorhande-
nen 20 kV-Kabeltrasse ist ein Abstand von 
1,00 m einzuhalten. 

Sind keine Gehwege geplant, wird ein Ver-
sorgungsstreifen von ca. 1,00 m Breite emp-
fohlen. 
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Zwischen geplanten Baumstandorten und 
Versorgungsleitungen, ist nach dem DVGW 
RegeIwerk, Arbeitsblatt GW 125 „BaumpfIan-
zungen im Bereich unterirdischer Versor-
gungsIeitungen“ ein Abstand von 2,50 m ein-
zuhalten. Wir bitten Sie, dies bei Ihrem Pla-
nungsvorhaben zu berücksichtigen. 

Wir bitten Sie die oben genannten Punkte bei 
Ihren Planungen und der Erstellung des künf-
tigen Bebauungsplanes zu beachten und zu 
veranlassen, dass wir bei allen öffentlichen 
und privaten Planungen und Bauvorhaben 
wie z.B. Straßen- und Kanalbauarbeiten, 
Baumpf|anzungen etc. rechtzeitig in den Ver-
fahrensablauf eingebunden werden. 

 
 

TöB Nr.: 15 Deutsche Telekom AG, T-Com 

Stellungnahme vom:  

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfol-
gend Telekom genannt) - als Netzeigentüme-
rin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 
1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik 
GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle 
Rechte und Pflichten der Wegesicherung 
wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Drit-
ter entgegenzunehmen und dementspre-
chend die erforderlichen Stellungnahmen ab-
zugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir 
wie folgt Stellung: 

lm Planbereich befinden sich Telekommuni-
kationslinien der Telekom, die aus beigefüg-
tem Plan ersichtlich sind. 

Wir bitten Sie, die Ihnen überlassene(n) Pla-
nunterlage(n) nur für interne Zwecke zu be-
nutzen und nicht an Dritte weiterzugeben. 

Der Bestand und der Betrieb der vorhande-
nen TK-Linien müssen weiterhin gewährleis-
tet bleiben. 

Wir bitten, die Verkehrswege so an die vor-
handenen umfangreichen Telekommunikati-
onslinien der Telekom anzupassen, dass 
diese Telekommunikationslinien nicht verän-
dert oder verlegt werden müssen. 

 
Zur Versorgung des Planbereichs, mit Tele-
kommunikationsinfrastruktur durch die Tele-
kom ist die Verlegung neuer Telekommunika-

Ihre Hinweise und Bedenken wurden zur 
Kenntnis genommen und die Bestandspläne 
auf ihre Bedeutsamkeit für die Planung ge-
sichtet. 

 

 

 

 
 

 

 

 
 
 
 
Die östlich der St 2411 verlaufende Tele-
kommunikationslinie liegt am westlichen 
Rand des Plangebiets verläuft größtenteils in 
dem vorgesehenen Fuß- und Radweg. Ledig-
lich südlich der Flurstücksnummer 456 befin-
det sich die Telekommunikationslinie in der 
öffentlichen Grünfläche. Eine Verlegung vor-
handener Telekommunikationslinien ist somit 
nicht erforderlich. 

In der Begründung wird ergänzt, dass zur 
Versorgung des Planbereichs mit Telekom-
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tionslinien im Plangebiet und außerhalb des 
Plangebiets erforderlich. 

Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinie-
rung mit, welche eigenen oder Ihnen bekann-
ten Maßnahmen Dritter im Planbereich statt-
finden werden. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekom-
munikationsnetzes sowie die Koordinierung 
mit dem Straßenbau und den Baumaßnah-
men der anderen Leitungsträger ist es not-
wendig, dass Beginn und Ablauf der Er-
schließungsmaßnahmen im Bebauungsplan-
gebiet der Deutschen Telekom Technik 
GmbH unter der im Briefkopf genannten Ad-
resse so früh wie möglich, mindestens 3 Mo-
nate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt 
werden. 

Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in 
den Bebauungsplan aufzunehmen: 

In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeig-
nete und ausreichende Trassen mit einer Lei-
tungszone in einer Breite von ca. 0,3 m für 
die Unterbringung der Telekommunikationsli-
nien der Telekom vorzusehen. 

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist 
das "Merkblatt über Baumstandorte und un-
terirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" 
der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe insbe-
sondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten 
sicherzustellen, dass durch die Baumpflan-
zungen der Bau, die Unterhaltung und Erwei-
terung der Telekommunikationslinien der Te-
lekom nicht behindert werden. 

Bei Planungsänderungen bitten wir Sie uns 
erneut rechtzeitig zu beteiligen. 

munikationsinfrastruktur die Verlegung neuer 
Telekommunikationslinien im Plangebiet und 
außerhalb des Plangebietes erforderlich sind. 

Die Deutsche Telekom wird bei relevanten 
Baumaßnahmen und Planungen rechtzeitig 
beteiligt und einbezogen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Im Bebauungsplan werden ausreichend brei-
te Verkehrsflächen vorgesehen. Die genaue 
Planung der Erschließung, sowohl verkehr-
lich als auch aus Sicht der Ver- und Entsor-
gung ist Bestand der separaten Erschlie-
ßungsplanung. Eine Festsetzung im Bebau-
ungsplan, welche die einzelnen Leitungszo-
nen vorsieht, ist hingegen nicht möglich. 
 
 

Ein Verweis auf das hier relevante Merkblatt 
wird in die textlichen Hinweise aufgenom-
men. Es wurde jedoch zwischenzeitlich von 
der der Forschungsgesellschaft für Straßen- 
und Verkehrswesen überarbeitet; die richtige 
Quellenangabe lautet nun: „Merkblatt über 
Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“ 
der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen, Ausgabe 2013. 

Bei Planungsänderungen wird die Telekom 
erneut rechtzeitig beteiligt. 
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TöB Nr.: 17 Polizeiinspektion Ansbach 

Stellungnahme vom: 11.12.2017 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Von hier aus wird lediglich zur Verkehrs-
raumgestaltung eine Aussage getroffen. Lei-
der ist aus der Beschreibung nicht ersichtlich 
welche Regelung der StVO für die Siedlungs-
straße greifen soll, z. B. 30 km/h Zone oder 
verkehrsberuhigter Bereich. Um einen Ver-
kehrsraum für den Verkehrsteilnehmer be-
greifbar zu machen, kommt es in erster Linie 
auf die bauliche Gestaltung an, Stichwort 
„Einheit von Bau und Betrieb“. Unterzeichner 
könnte sich einen verkehrsberuhigten Bereich 
vorstellen. Hier ist jedoch die bauliche Gestal-
tung maßgeblich. Auf die Ziff. 1.3. der Anlage 
darf hingewiesen werden. 

Weiterhin wird der Bau der Straße in zwei 
Abschnitten kritisch gesehen. In diesem Zu-
sammenhang soll der Rad- Gehweg für Lkw 
(Müllabfuhr) befahrbar sein. Es wird befürch-
tet, dass dieser Rad- und Gehweg auch vom 
anderen Kraftfahrzeugverkehr benutzt wird. 
Wäre es nicht eine Überlegung wert, statt den 
Rad- und Gehweg gleich eine Erschließungs-
straße für das Baugebiet an dieser Stelle zu 
errichten? Als einziger Nachteil für diese Va-
riante wird die Zufahrt von der St 2411, über 
den Knoten OV Haag gesehen. In diesem 
Bereich gibt es keine Abbiegespur. Eine Ab-
frage in der polizeilichen Datenbank für den 
Zeitraum vom 01.01.2008 bis 31.10.2017 
ergab nur einen einzigen Verkehrsunfall im 
Jahre 2008 mit drei leichtverletzten Perso-
nen. Unfallursache war ein Fehler beim Wen-
den oder Rückwärtsfahren. 

 

 

 

Bei der jetzigen Erschließung über die Straße 
„Am Kalkofen“ wird kritisch gesehen, dass es 
dort keinen Gehweg gibt und somit Fußgän-
ger auf der Fahrbahn laufen müssen. Weiter-
hin wird sich in den dortigen Siedlungsstra-
ßen durch das Neubaugebiet der Straßen-
verkehr erhöhen. 

Die Stellungahme wird zur Kenntnis genom-
men und wie folgt berücksichtigt: 

Die Erschließungsstraße im Plangebiet wird 
zum Entwurf des vorliegenden Bebauungs-
plans als öffentliche Verkehrsfläche mit der 
Zweckbestimmung: Verkehrsberuhigter Be-
reich festgesetzt, sodass im Plangebiet eine 
Tempo-30-Zone ausgewiesen wird.  

Die bauliche Gestaltung der Erschließungs-
straße im Plangebiet ist kein Bestandteil des 
Bebauungsplans, sondern wird in der sepa-
raten Erschließungsplanung geplant.  

Um das temporäre Durchfahren des Fuß-und 
Radwegs im Bereich des ersten Bauab-
schnitts für weitere Kraftfahrzeuge zu ver-
hindern, können auf dem geplanten Fuß-und 
Radweg klappbare Durchfahrtssperren an-
gebracht werden, die lediglich ein Durchfah-
ren der Müllabfuhr ermöglichen. 

Von der Erschließung des Plangebiets an-
stelle des geplanten Fuß- und Radweges 
wird vorerst abgesehen, um keinen Durch-
gangsverkehr im vorgesehenen Wohngebiet 
zu erzeugen. Entlang des geplanten Fuß- 
und Radwegs (3 m Breite) wird ein 2 m brei-
ter Grünstreifen (öffentliche Grünfläche) vor-
gesehen, der bei (langfristigem) Bedarf als 
Straße ausgebaut werden könnte.  

In diesem Fall muss dann die Abbiegesitua-
tion von der Gemeindestraße „Am Kalkofen“ 
(südlich des Plangebiets) ins Plangebiet ge-
prüft werden, da „Am Kalkofen“ derzeit eine 
Geschwindigkeit von 100 km/h zulässig und 
keine Abbiegespur vorhanden ist. 

Das im geplanten Wohngebiet zusätzlich an-
fallende Verkehrsaufkommen ist aufgrund 
der vorgesehenen Bebauung mit 20 Einfami-
lienhäuser und 2 Mehrfamilienhäuser über-
schaubar und kann im vorhandenen Stra-
ßennetz abgewickelt werden. Eine extreme 
Erhöhung des Verkehrsaufkommens in den 
vorhandenen Siedlungsstraßen östlich des 
Plangebiets sowie eine negative Beeinträch-
tigung der vorhandenen Wohnnutzungen 
wird durch die Planung nicht erwartet. 



 
    

  

Stadt Ornbau 

    

BBP & GOP 
“Schimmelwasen I“ 
Stellungnahmen zum Vorentwurf 

24 

 

 

Mit Realisierung des Plangebiets wird durch 
die Stadt Ornbau eine Umgestaltung der Er-
schließungsstraße „Am Kalkofen“ (südlich 
des Sportgeländes) erfolgen. Im Zuge dieser 
Umgestaltung sollen ein separater Gehweg 
für Fußgänger, Straßenbeleuchtung, Begrü-
nungen sowie Fahrbahnverschwenke zur 
Verkehrsberuhigung vorgesehen werden.  

Ein Teilbereich der Straße „Am Kalkofen“ 
südlich des Sportgeländes soll weiterhin als 
Tempo-30-Zone ausgewiesen werden, um 
die Geschwindigkeit der Fahrzeuge zu redu-
zieren. 

 
 

TöB Nr.: 20 Markt Bechhofen  

Stellungnahme vom: 22.12.2017 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Der Gemeinderat des Marktes Bechhofen hat 
die im Betreff genannte Maßnahme am 
20.12.2017 behandelt und erhebt keine Ein-
wendungen gegen den Bebauungsplan der 
Stadt Ornbau. 

Kenntnisnahme. 

 
 

TöB Nr.: 23 Stadt Merkendorf 

Stellungnahme vom: 14.12.2017 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Der Stadtrat der Stadt Merkendorf hat in sei-
ner gestrigen Sitzung über den Aufstellung 
Bebauungs- und Grünordnungsplan "Am 
Schimmelwasen I" der Stadt Ornbau beraten. 
Er nimmt diesen zur Kenntnis und erhebt kei-
ne Einwendungen. 

Kenntnisnahme. 

 
 

TöB Nr.: 24 Markt Lichtenau 

Stellungnahme vom: 12.12.2017 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Keine Einwände. Kenntnisnahme. 
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Stellungnahmen der Bürger / Öffentlichkeit 

 

TöB Nr.: 28 Öffentlichkeit 1 

Stellungnahme vom: 20.12.2017 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

1. Zufahrt zum Baugebiet- Thema Nutzung B-
Platz 

Die geplante Zufahrt des Baugebietes soll zu 
100 % über die Straße Am Kalkofen mit Flur-
Nr. 456 ausgeführt werden. 

Folge: 

Entlang des B-Platzes entsteht durch Anwoh-
nerverkehr ein hohes Verkehrsaufkommen. 

Der Abstand der Grundlinie des B-Platzes zur 
Straße beträgt teilweise nur ca. 3,5 - 4 m 

Die Begrenzungsstange für Zuschauer liegt nur 
ca. 1 m neben der Straßenkante. 

Da auf dem B-Platz auch Punktspiele als 
Abendspiele mit Flutlichtbedarf (z. B. Pokal) 
stattfinden müssen, stehen 90% der Zuschauer 
auf dem Randstein der Straße. 

Hier ist nach Auskunft des BLSV eine verkehrs-
rechtliche Prüfung der Situation durch die Ge-
meinde mit dem zuständigen Straßenverkehrs-
amt bereits jetzt in der Planungsphase nötig. 

Eine mögliche Folge der Prüfung wäre vermut-
lich die Auflage eines Schutzzaunes an der 
Längsseite des B-Platzes. 

Dies hätte den Verlust der Zuschauerstehplät-
ze auf der gesamten Längsseite und eine kos-
tenintensive Zaunanlage, die der SVO nicht 
tragen kann zur Folge. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen und wie folgt berücksichtigt: 

Um die vermuten Konfliktpunkte, welche 
mit Realisierung des geplanten Wohnge-
biets für den Sportverein Ornbau entstehen 
könnten zu besprechen / zu klären, erfolgte 
am 13.03.2018 ein Vor-Ort-Termin mit der 
Stadt Ornbau, einem Vertreter des Sport-
vereins Herr Nachtrab, der örtlichen Polizei 
und dem Planungsbüro Vogelsang. 

Das in dem geplanten Wohngebiet zusätz-
lich anfallende Verkehrsaufkommen ist 
aufgrund der vorgesehenen Bebauung mit 
20 Einfamilienhäuser und 2 Mehrfamilien-
häuser überschaubar und kann im vorhan-
denen Straßennetz abgewickelt werden. 
Eine extreme Erhöhung des Verkehrsauf-
kommens in den vorhandenen Siedlungs-
straßen östlich des Plangebiets sowie eine 
negative Beeinträchtigung des Betriebs des 
Sportvereins Ornbau wird durch die Pla-
nung nicht erwartet. 

Mit Realisierung des Plangebiets wird 
durch die Stadt Ornbau eine Umgestaltung 
der Erschließungsstraße „Am Kalkofen“ 
(südlich des Sportgeländes) erfolgen. Im 
Zuge dieser Umgestaltung sollen ein sepa-
rater Gehweg für Fußgänger, Straßenbe-
leuchtung, Begrünungen sowie Fahr-
bahnverschwenke zur Verkehrsberuhigung 
vorgesehen werden. Ein Teilbereich der 
Straße „Am Kalkofen“ südlich des Sportge-
ländes soll weiterhin als Tempo-30-Zone 
ausgewiesen werden, um die Geschwin-
digkeit der Fahrzeuge zu reduzieren. 

Eine Zaunanlage an der Längsseite des B-
Platzes ist nach Absprache mit der Stadt 
Ornbau nicht erforderlich.  

2. Zufahrt zum Baugebiet- Thema Nutzung Mi-
nispielfeld 

Das durch Kinder und Jugendliche stark fre-
quentierte, öffentliche Minispielfeld neben dem 
B-Platz ist aktuell über die nicht befahrene 

Das im geplanten Wohngebiet zusätzlich 
anfallende Verkehrsaufkommen ist auf-
grund der vorgesehenen Bebauung mit 20 
Einfamilienhäuser und 2 Mehrfamilienhäu-
ser überschaubar und kann im vorhande-
nen Straßennetz abgewickelt werden. Eine 
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Straße Kalkofen erreichbar. 

Durch Erschließung des Neubaugebietes ist 
dies nicht mehr gegeben und mit erhöhtem 
Verkehrsaufkommen zu rechnen. 

Zum Schutz der Kinder auf dem Weg zum Mi-
nispielfeld wäre evtl. ein neuer Gehweg von 
Spielplatz zum Minispielfeld erforderlich. Da die 
Straße schon jetzt recht schmal ist, wird es hier 
sehr eng werden. 

extreme Erhöhung des Verkehrsaufkom-
mens in den vorhandenen Siedlungsstra-
ßen östlich des Plangebiets sowie eine ne-
gative Beeinträchtigung der vorhandenen 
Wohnnutzungen wird durch die Planung 
nicht erwartet. 

Mit Realisierung des Plangebiets wird 
durch die Stadt Ornbau eine Umgestaltung 
der Erschließungsstraße „Am Kalkofen“ 
(südlich des Sportgeländes) erfolgen. Im 
Zuge dieser Umgestaltung sollen ein sepa-
rater Gehweg für Fußgänger, Straßenbe-
leuchtung, Begrünungen sowie Fahr-
bahnverschwenke zur Verkehrsberuhigung 
vorgesehen werden. 

Eine sichere Fußwegeverbindung zum Mi-
nispielfeld wird somit gewährleistet. 

3. Zufahrt zum Baugebiet - Thema Straßenbrei-
te 

Es stellt sich die Frage, ob die Straße auf der 
gesamten Länge eine Ausreichende Breite für 
zweispurigen Straßenverkehr besitzt. 

Die Straße „Am Kalkofen“ weist eine Breite 
von etwa 5 m auf. Nach der RASt 06 
(Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen) 
ist für das Begegnen von zwei Pkw eine 
Fahrbahnbreite von 4,75 m und das Be-
gegnen von Pkw und Lkw 5,25 m notwen-
dig. Das Begegnen von zwei Pkw ist daher 
auf der Straße „Am Kalkofen“ bereits mög-
lich. 

Im Rahmen der Neugestaltung der Straße 
„Am Kalkofen“ können Ausweichstellen 
vorgesehen werden, um ein problemfreies 
Begegnen von Lkw und Pkw zu gewähr-
leisten.  

4. Zufahrt zum Baugebiet - Thema Spielplatz 
Am Ziegelweiher 

direkt um den Spielplatz am Ziegelweiher ent-
steht ein starkes Verkehrsaufkommen, das zu 
Lasten der spielenden Kinder geht. Hier sind 
ebenfalls Schutzmaßnahmen sinnvoll. 

Das im geplanten Wohngebiet zusätzlich 
anfallende Verkehrsaufkommen ist auf-
grund der vorgesehenen Bebauung mit 20 
Einfamilienhäuser und 2 Mehrfamilienhäu-
ser überschaubar und kann im vorhande-
nen Straßennetz abgewickelt werden. Eine 
extreme Erhöhung des Verkehrsaufkom-
mens in den vorhandenen Siedlungsstra-
ßen östlich des Plangebiets sowie eine ne-
gative Beeinträchtigung des Betriebs des 
Sportvereins Ornbau wird durch die Pla-
nung nicht erwartet. 

Mit Realisierung des Plangebiets wird 
durch die Stadt Ornbau eine Umgestaltung 
der Erschließungsstraße „Am Kalkofen“ 
(südlich des Sportgeländes) erfolgen. Im 
Zuge dieser Umgestaltung sollen ein sepa-
rater Gehweg für Fußgänger, Straßenbe-
leuchtung, Begrünungen sowie Fahr-
bahnverschwenke zur Verkehrsberuhigung 
vorgesehen werden. Ein Teilbereich der 
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Straße „Am Kalkofen“ südlich des Sportge-
ländes soll weiterhin als Tempo-30-Zone 
ausgewiesen werden, um die Geschwin-
digkeit der Fahrzeuge zu reduzieren. 

Eine sichere Fußwegeverbindung zum 
Spielplatz „Am Ziegelweiher“ wird somit 
gewährleistet. Zusätzlichen Schutzmaß-
nahmen um den Kinderspielplatz werden 
nicht als erforderlich gesehen. 

5. Situation im Lageplan  

(siehe Originalstellungnahme) 

Kenntnisnahme. 

6. Lösungsvorschläge des SV Ornbau 6.1. Va-
riante 1 

Anbindung zu 100 % an Straße Am Kalkofen 
mit Flur-Nr. 486/2 sowie Fußweg Richtung 
Sportgelände zur Erreichbarkeit des Spielplat-
zes / Minispielfeld mit folgender Begründung; 

1. Es entstehen keine Mehrkosten durch erfor-
derliche Zaunanlagen am B-Platz des SVO die 
durch die Gemeinde bzw. die Käufer im Rah-
men der Erschließungskosten getragen werden 
müssen 

2. Die Müllabfuhr hat in Verbindung mit dem 
provisorischen Wendehammer im Nord-Westen 
des Baugebietes von Anfang an eine voll Nutz-
bare Zu- und Abfahrtmöglichkeit 

3. Kein kostenaufwändiger Gehweg zwischen 
Spielplatz und Minispielfeld erforderlich 

4. Es entsteht für den Spielplatz am Ziegelwei-
her nur gering erhöhte Verkehrsbelastung 
durch weiteren Anwohnerverkehr 

5. Nur gering erhöhte Verkehrsbelastung für al-
le Anwohner der Straßen Am Kalkofen und 
teilweise Am Ziegelweiher 

6. Vermeidung von Problemen wie in der Vor-
stand, Stadtfeldstraße und Weidenbacher-
Straße bezüglich der Fahrtgeschwindigkeiten 
bei erhöhtem innerstädtischem Verkehrsauf-
kommen 

6.2. Variante 2 

Anbindung direkt an die Umgehungsstraße so-
wie Fußweg Richtung Sportgelände zur Er-
reichbarkeit des Spielplatzes / Minispielfeld mit 
Begründungen wie 2.1 

6.3. Variante 3 (schlechteste Variante) 

Anbindung wie aktuell geplant an Straße Am 
Kalkofen mit vermutlich nötigen Maßnahmen: 

Von der Erschließung des Plangebiets an-
stelle des geplanten Fuß- und Radweges 
wird vorerst abgesehen, um keinen Durch-
gangsverkehr im vorgesehenen Wohnge-
biet zu erzeugen. Entlang des geplanten 
Fuß- und Radwegs (3 m Breite) wird ein 2 
m breiter Grünstreifen (öffentliche Grünflä-
che) vorgesehen, der bei (langfristigem) 
Bedarf als Straße ausgebaut werden könn-
te.  In diesem Fall muss dann die Abbie-
gesituation von der Gemeindestraße „Am 
Kalkofen“ (südlich des Plangebiets) ins 
Plangebiet geprüft werden, da „Am Kalk-
ofen“ derzeit eine Geschwindigkeit von 100 
km/h zulässig ist und keine Abbiegespur 
vorhanden ist. 

Mit Realisierung des Plangebiets wird 
durch die Stadt Ornbau eine Umgestaltung 
der Erschließungsstraße „Am Kalkofen“ 
(südlich des Sportgeländes) erfolgen. Im 
Zuge dieser Umgestaltung sollen ein sepa-
rater Gehweg für Fußgänger, Straßenbe-
leuchtung, Begrünungen sowie Fahr-
bahnverschwenke zur Verkehrsberuhigung 
vorgesehen werden. Ein Teilbereich der 
Straße „Am Kalkofen“ südlich des Sportge-
ländes soll weiterhin als Tempo-30-Zone 
ausgewiesen werden, um die Geschwin-
digkeit der Fahrzeuge zu reduzieren. 

 

 

Eine direkte Anbindung des Plangebiets 
von der Umgehungsstraße (St 2411) aus 
ist nicht möglich, da hier eine Abbiegespur 
sowie eine Querung des erforderlichen 
Lärmschutzwalls notwendig wären. 

Eine Zaunanlage an der Längsseite des B-
Platzes ist nach Absprache mit der Stadt 
Ornbau nicht erforderlich. Demnach ist kei-
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1. Vermutlich Errichtung Zaunanlage an B-
Platz gefordert (Abstimmung Straßen-
verkehrsamt durch Gemeinde nötig) 
Kosten Gemeinde 

2. Neustrukturierung Zuschauersituation am 
B-Platz nötig SV Ornbau 

3. Verkehrssicherung Zugang zum öffentli-
chen Minispielfeld evtl. durch Gehweg an 
schmaler Straße Kosten Gemeinde 

4. Verkehrssicherung Spielplatz Am Ziegel-
weiher evtl. nötig Kosten Gemeinde 

5. Verkehrsberuhigungsmaßnahmen in den 
Straßen Am Kalkofen und am Ziegelwei-
her Kosten Gemeinde 

ne Neustrukturierung der Zuschauersituati-
on am B-Platz notwendig. 

 

Mit Realisierung des Plangebiets wird 
durch die Stadt Ornbau eine Umgestaltung 
der Erschließungsstraße „Am Kalkofen“ 
(südlich des Sportgeländes) erfolgen. Im 
Zuge dieser Umgestaltung sollen ein sepa-
rater Gehweg für Fußgänger, Straßenbe-
leuchtung, Begrünungen sowie Fahr-
bahnverschwenke zur Verkehrsberuhigung 
vorgesehen werden. Ein Teilbereich der 
Straße „Am Kalkofen“ südlich des Sportge-
ländes soll weiterhin als Tempo-30-Zone 
ausgewiesen werden, um die Geschwin-
digkeit der Fahrzeuge zu reduzieren. 

Eine sichere Fußwegeverbindung zum Mi-
nispielfeld und zum Spielplatz „Am Ziegel-
weiher“ wird somit gewährleistet. 

7. mögliche Zuschüsse für nötige Maßnahmen 

7.1. Zu Variante 1 

keine Kosten im Bezug auf Sportflächen oder 
Verkehrsberuhigung nötig 

7.2. Zu Variante 2 

keine Kosten im Bezug auf Sportflächen oder 
Verkehrsberuhigung nötig 

7.3. Zu Variante 3 

für Zaunbau 

Nach Auskunft des BLSV Hr. Dieter Bunsen 
wird es im Jahr 2018 von der Politik einen neu 
aufgelegten Fördertopf für Bauthemen mit Be-
zug zu Sportanlagen geben. 

Dieser Topf wird nicht nur für Vereine, sondern 
auch für Kommunen zur Verfügung stehen. 

Mit Realisierung des Plangebiets fallen für 
den Sportverein Ornbau keinerlei Kosten 
an. 

 
 

TöB Nr.: 29 Öffentlichkeit 2 

Stellungnahme vom: 03.01.2018 

Stellungnahme TöB Stellungnahme Gemeinde / Planer 

Von den derzeit laufenden Planungen im 
Bebauungsgebiet „Am Schimmelwasen 1“ in 
Ornbau sind wir als angrenzender Landwirt 
direkt betroffen. 

Wir bewirtschaften derzeit auf der Fl.-Nr. 
562 einen Vollerwerbsbetrieb mit ca. 80 ha 

Die Stellungnahme wird wie folgt berücksich-
tigt: 

 

Kenntnisnahme. 

Grundsätzlich bedarf eine Vergrößerung des 
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Landw. Nutzfläche sowie 60 Milchkühen und 
der kompletten Nachzucht (insgesamt rund 
150 Rinder). Es ist beabsichtigt, diesen Be-
trieb in den nächsten Jahren auf bis zu 120 
Milchkühe und die dazugehörende Nach-
zucht weiter auszudehnen. 

Aufgrund der Planung befürchten wir erheb-
liche Erschwernisse für die Betriebserweite-
rung und fordern deshalb einen entspre-
chenden Bestandsschutz. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Emissionen in Form von Geruch, Staub oder 
Lärm die durch eine ordnungsgemäße Be-
wirtschaftung des Betriebes schon jetzt und 

bestehenden landwirtschaftlichen Betriebes 
mit Erhöhung der Tierzahlen eine erneute Ge-
nehmigung. 

 

 

Mit Eingang der Information, dass der land-
wirtschaftliche Betrieb auf der Fl.-Nr. 562 ver-
größert werden soll, wurde das Landratsamt 
Ansbach SG44 – Technischer Umweltschutz 
erneut – mit folgendem Ergebnis - um Stel-
lungnahme gebeten: 

Bei einer Erweiterung des landwirtschaftlichen 
Betriebes auf bis zu 120 Milchkühen mit 
Nachzucht, wird nach grober Abschätzung (für 
genauere Aussagen wären präzisere Angaben 
notwendig) von ca. 200 GV (Rinder-
Großvieheinheiten) ausgegangen. Für die Hal-
tung von 200 GV ergibt sich nach den Ab-
standskurven von Rinderhaltungsbetrieben zu 
Wohngebieten ein Soll- Abstand zwischen 60 
m und 120 m.  

Hierbei handelt es sich um einen Bereich für 
den bei einer immissionsschutzfachlichen Un-
tersuchung eine Einzelfallprüfung stattfinden 
würde. Ob die Erweiterung des Betriebs auf-
grund bereits bestehender Bebauung über-
haupt möglich wäre, wurde hier nicht geprüft. 

Aus Gründen der planerischen Vorsorge soll 
laut Stellungnahme des Landratsamtes vom 
04.01.2018 zwischen landwirtschaftlichen Be-
trieb und Wohnbebauung im Plangebiet ein 
Abstand von 120 m angestrebt werden, um 
die Entwicklungsmöglichkeit des landwirt-
schaftlichen Betriebs auf Fl.-Nr. 562 (Ornbau) 
zu sichern. Dieser Abstand wird bei der vorlie-
genden Planung eingehalten, sodass Entwick-
lungsspielraum für den landwirtschaftlichen 
Betrieb gesichert und nicht durch die vorlie-
gende Planung beschränkt wird. 

Der Bestandsschutz des landwirtschaftlichen 
Betriebes kann jedoch nicht im Rahmen des 
vorliegenden Bebauungsplans gesichert wer-
den. Die Flurnummer (FL-Nr. 562 (Ornbau)), 
auf dem der landwirtschaftliche Betrieb vor-
handen ist, liegt nicht im Geltungsbereich der 
vorliegenden Planung.  

Ein entsprechender Hinweis bezüglich der 
Duldung von Immissionen, die bei der ord-
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mit einer möglichen Aufstockung künftig zu-
sammenhängen, sind ausdrücklich zu dul-
den. Gleiches gilt für die Nutzung der Feld-
flur. 
 
lm Weiteren verweisen wir auf die Ausfüh-
rungen des Bayerischen Bauernverbandes 
als Träger öffentlicher Belange. 

nungsgemäßen Bewirtschaftung von landwirt-
schaftlichen Betrieben / landwirtschaftlichen 
Nutzflächen entstehen können, wird in die 
textlichen Hinweise ausgenommen. 

 

Die Stellungnahme des Bayerischen Bauern-
verbandes wird zur Kenntnis genommen und 
in der vorliegenden Planung berücksichtigt. 

 

Nürnberg, 11.04.2018 
Bearbeitet: M.Sc. Ines Richardt, Dipl. Ing. Alice Grosse, Dipl. Ing. Sebastian Klebe 
in Zusammenarbeit mit der Stadt Ornbau  


